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.Unbeabsichtigte Folgen' sozialen Handelns —
Anmerkungen zur Karriere des Themas
Wolfgang van den Daele
Daß Handeln unbeabsichtigte Folgen (uF) zeitigt, ist ein trivialer Alltagstatbestand.
Wenn gleichwohl diesem Tatbestand in der soziologischen Diskussion eine promi¬
nente RoUe zugeschrieben wird, so dürfte es dafür vor allem zwei Gründe geben: (1)
Das Konzept der ,uF' wird als grundlegend für eine handlungstheoretische Deutung
sozialer Strukturen angesehen. (2) Die Bewältigung von uF ist ein Schlüsselproblem
staatlichen planenden Handelns. Beide Gründe spiegeln sich in der Diskussion des
Themas in den hier zusammengesteüten Beiträgen.
WIPPLER sieht den Wert des Konzepts der ,uF' vor aUem darin, daß es die Auf¬
merksamkeit auf das Problem der sozialen Bedingungen der Fehleinschätzungen von
Handlungssituationen und auf das Problem der Transformation individueüer Hand¬
lungen in kollektive Phänomene lenkt. Das Konzept dient ihm zur Begründung eines
allgemeinen .strukturell-individualistischen' Erklärangsprogramms der Soziologie,
dessen Leistungsfähigkeit er an der Ableitung der Oligarchisierang demokratischer
Verbände aus den Handlungskalkülen der Verbandsmitgüeder demonstriert.
HAFERKAMP diskutiert das Problem der uF in der Gegenübersteüung von verur¬
sachtem Verhalten und begründetem Handeln. Er thematisiert die Verschiebung zwi¬
schen diesen Handlungsbestimmüngen durch dieVeränderung vonWissen und Ressour¬
cen und stellt die Problematik der Identifikation und des Nachweises von uF heraus.
ZAPF analogisiert individueües Handeln, Produktion und Poütik und steUt eine
Reihe von theoretischen Ansätzen (vor aUem auch ökonomische) zur Erklärung der
Verknüpfung von Handlungen vor. Er rückt die Bedeutung der uF für die Wirksam¬
keit staatlicher Planung und das unter praktischen Gesichtspunkten entscheidende
Problem der Messung kombinierter Handlungsfolgen in den Vordergrund.
In dieselbe Richtung geht die Analyse der Sozialbüanzen im Beitrag von GEHR¬
MANN und LEMBACH. Sie kontrastieren die begrenzte technische Leistungsfähig¬
keit dieses Instruments hinsichtlich der Messung von Handlungsfolgen mit ihrer po¬
litischen Funktion, die Zielfunktion handelnder Einheiten in Richtung auf geseU¬
schaftüche Rechenschaftspflicht für weitere Handlungsfolgen zu erweitern.
SEIBEL konstatiert den Fehlschlag, mit dem Konzept der ,Hüfe zur Selbsthilfe',
die Entwicklung von Gesellschaften als beabsichtigte Folge planmäßiger Poütik her¬
vorzubringen. Er macht Vorschläge zur Erklärung dieses Fehlschlages aus den sozial-
straktureüen Eigenheiten der Entwicklungsgeseüschaften und legt nahe, in Abkehr
von bisher herrschenden projektförmigen Ansätzen, Hufe zur Selbsthilfe als Produk¬
tion unbeabsichtigter Folgen zu organisieren.
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Die grundsätzüchen Grenzen eines systematischen, d.i. sozialwissenschaftlichen
Managements von uF iüustriert DÜLL am Beispiel industriesoziologischer Begleit¬
forschung zu Projekten des ,Humanisierung der Arbeit' — Programms. Er plädiert
gegen eine technische, praxeologische Ausrichtung der Forschung und betont die
Analyse- und Aufklärongsfunktion der Soziologie.
BECHMANN und WINGERT diskutieren ,Technology Assessment' als Mittel der
Rationalisierung von Technologiepolitik. Sie weisen auf die Grenzen einer Betrach¬
tungsweise hin, die das Verhältnis zur Technik nach dem Zweck-Mittel-Schema re¬
konstruiert und analysieren die Folgen einer prinzipiell offenen Folgenbetrachtung
für den poütischen Prozeß. Sie erwarten, daß die Institutionaüsierung von TA die
Abhängigkeit politischer Entscheidungen von Konflikt- und Konsensprozessen er¬
höht, da TA Beüebigkeiten und Interessenbezüge von Entscheidungsgesichtspunk¬
ten aufdeckt, die nicht ihrerseits durch Expertenurteü aufgearbeitet werden kön¬
nen. Mit der Idee des ,partizipatorischen' TA soU genau dieses Problem aufgegriffen
werden.
Die Ergebnisse der Diskussion in diesen Beiträgen kann man m.E. auf drei The¬
sen bringen:
1. Die theoretische Bedeutung des Konzepts ,uF' für die Soziologie ist marginal.
2. Die praktischen Probleme von uF sind zentral für die Rationalität und Legitimi¬
tät pohtischer Planung.
3. Verwissenschaftüchung ist eine offenbar ebenso unvermeidbare wie ambivalente
Strategie der Bewältigung dieser Probleme.
Dazu einige Anmerkungen.
1. ,Unbeabsichtigte Folgen' als theoretisches Konzept
Methodologischer Wert
Das Konzept der ,uF' erlaubt, soziale Phänomene als Resultate individueller Hand¬
lungen zu begreifen, ohne die offenbar unsinnige Konsequenz ziehen zu müssen,
daß sie deshalb auch Ausdruck der Intentionen der handelnden Individuen seien.
.Emergente' Eigenschaften dieser Phänomene, die aus dem ,Sinn' der Handlungen
nicht ableitbar sind, können als Ergebnis der Verflechtung oder Aggregation von
Handlungen vieler Individuen interpretiert werden1. Sie erzwingen nicht eine .kol¬
lektivistische', auf der Ebene der Phänomene selbst ansetzende Erklärung. Die Ver¬
teidigung der Zulässigkeit einer Theorie entscheidet aber nicht über ihren Wert2. Sie
besagt ohnehin wenig, wenn man methodologischen Pluralismus befürwortet, wie
ihn die Geschichte der Naturwissenschaften nahelegt. Diese Geschichte zeigt die Un¬
sinnigkeit prinzipieller Behauptungen der Nicht-Reduzierbarkeit komplexer Phäno¬
mene auf elementare Einheiten ebenso wie die Möglichkeit, ja die heuristische Un-
entbehrlichkeit, kollektivistischer Makrotheorien.3
Der theoretische Wert des Konzepts der ,uF' ist danach zu bemessen, ob das Ka¬
tegorienpaar .beabsichtigt'-.unbeabsichtigt' das Auseinanderfaüen von Handlungs¬
sinn und Handlungsfolgen zutreffend erfaßt und ob .unbeabsichtigt' ein wesentli¬
ches Merkmal der Verflechtungsprozesse ist, die diese Auseinandersetzung bewir¬
ken. Beides scheint nicht der Fall zu sein.
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Handlungssinn und Handlungsfolgen
Das Konzept der ,uF' reduziert den Sinn von Handlungen auf Absichten, Pläne,
Strategien. Hauptmodell ist daher das (Gewinn-) Spiel4. Die übrigen Dimensionen,
etwa die expressive oder kommunikative, die in der Handlungstheorie seit Weber
herausgearbeitet worden sind, bleiben ausgeblendet. Folgen, die auf sie zurückzu¬
führen sind, gelten als nicht aus dem Handlungssinn ableitbar. So ordnet Merton
auch die Entstehung persönhcher Beziehungen im Rahmen technischer Kooperatio¬
nen als uF (latente Funktion) ein, obwohl er selbst betont, daß sie schon damit ver¬
bunden ist, daß Handeln nicht nur Strategie sondern auch soziale Situation ist.5 Die
Reduktion des Handlungssinns mag gerechtfertigt sein, wenn man sich genau für die
Bedingungen erfolgreichen intentionalen Handelns interessiert. Sie ist irreführend,
wenn die Differenz von Handlungssinn und Handlungsfolgen aUgemein zur theoreti¬
schen Grundlage der Erklärung emergenter sozialer Phänomene gemacht wird. uF,
die auf die nicht-intentionalen Dimensionen individuellen Handelns zurückzuführen
sind, sind strukturell verschieden von uF, die aus der Verflechtung des intentionalen
Handelns vieler Subjekte resultieren.
Deutung kollektiver Phänomene
Die Erklärung kollektiver Phänomene aus der Verflechtung individueller Handlun¬
gen setzt voraus, daß die Handlungen nicht schon von vornherein etwa durch Nor¬
men oder Organisation in Richtung auf das koüektive Resultat gesteuert sind und
daß die Stabüität des Resultats durch eine Evolutionstheorie erklärt wird, die den
Nutzen, die ,Überlebensbedingungen' von Individuen und nicht von geseUschafth¬
chen Systemen zum Bezugspunkt hat.6 Unter der Voraussetzung, daß es .Freiheit
in der Gesellschaft' gibt für wülkürüches Handeln und die BUdung sozialer Struktu¬
ren, ist die Aggregation von Handlungen zu kollektiven Phänomenen ein zentrales
theoretisches Thema der Soziologie.7 Für die Kennzeichnung der Aggregationspro¬
zesse ist entgegen verbreiteter Rhetorik das Konzept ,uF' aber kaum relevant. Das
gilt schon für die oft als Paradigma herangezogenen spieltheoretischen Düemmata.
So zeigt etwa das bekannte Gefangenendilemma8, daß unter bestimmten Bedin¬
gungen Individuen durch getrennte Handlungen ein gemeinschaftliches Resultat
erreichen, das unter dem mögüchen und von beiden ,an sich' angestrebten Nutzen
für jeden liegt. Die Pointe des Modells besteht aber gerade darin, daß die Wirkungen
der verschiedenen Handlungen bekannt und von den Teünehmern vorhergesehen
sind, aber gleichwohl das suboptimale kollektive (und individuelle) Ergebnis ein¬
tritt, weil unter den Handlungsvoraussetzungen der Konkurrenz keiner der Beteüig-
ten ,rationalerweise' die Strategie wählen kann, die aUein den höheren Nutzen ver¬
spricht. Die Einordnung dieses Beispiels unter die FäUe von uF ist terminologische
Willkür. Das Ergebnis ist widersinnig (.paradox' im Sinne Boudons), weü es nach
einem objektiven Nutzenkalkül ürational ist, nicht weü es von den Handelnden
nicht gewollt war.
Entsprechendes gut für einen anderen bisweüen genannten FaU der uF: die aus
der Wohlfahrtsökonomie bekannten .externahties'9. Ein krasses Beispiel ist der
Raubbau an ökologischen Ressourcen, die den wirtschaftlich Handelnden als kollek¬
tive Güter kostenlos zur Verfügung stehen. Unter Bedingungen von Wettbewerb und
Wachstum ist dieser Raubbau zwangsläufig, weü individuell .rational'. Zwar schädigt
sich jeder Handelnde durch die Beeinträchtigung des koüektiven Gutes auch selbst,
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aber der Schaden wird anteüig von aüen anderen Nutzern des Guten mitgetragen,
während der Vorteü aus der Handlung, die diesen Schaden verursacht, beim Schädi¬
ger allein anfäUt.10 In Situationen dieses Typus kommt es in Wahrheit darauf, ob
die Handlungsfolgen bekannt und beabsichtigt sind nicht an. Individuelle Voraus¬
sicht ändert die Logik des Handelns nicht.11
Das koUektive Resultat ist aus den Handlungsbedingungen zu erklären, zu denen
in diesem FaU die Regeln der Zurechnung von Handlungsfolgen gehören, die durch
die Eigentums- und Wirtschaftsordnung gesetzt werden. In einem System, das die
Spielräume legitimen Handelns im wesenthchen über private Eigentumsrechte re¬
gelt, werden dem Einzelnen kollektive Wükungen seines Handelns nicht zugerech¬
net. Er braucht nicht mit ihnen zu rechnen und sie nicht zum Kriterium seiner Mit¬
telwahl zu machen. In einem solchen System ist die Wahrscheinlichkeit des Raub¬
baus an kollektiven Gütern stroktureU angelegt.12
Zusammenfassend kann man im Anschluß an Wippler sagen, daß das Konzept der
,uF' überwiegend „eine bloße terminologische Ausdrucksweise theoretischer Proble¬
me in den Sozialwissenschaften ist, die der Erklärung kollektiver Phänomene nichts
hinzufügt."13 Sein Hauptwert ist negativ und besteht in der Zurückweisung voluntari-
stischer Gesellschaftsmetaphysiken, in der alle sozialen Phänomene auf die Strategien
handelnder Gruppen zurückgeführt werden. Im übrigen ist es weder hinreichend, die
Differenz von Handlungssinn und Handlungsfolgen zu beschreiben, noch kann es Re¬
sultate der Verflechtung individueller Handlungen theoretisch erheüen. Für die Ana¬
lyse dieser Resultate ist nicht so sehr entscheidend, was die Handelnden antizipieren
und welche Perspektiven ihre Absichten haben als vielmehr, unter welchen Bedingun¬
gen sie handeln müssen und welche Handlungsfolgen ihnen zugerechnet werden.
2. Unbeabsichtigte Folgen als Problem staatlichen Handelns
Ich gehe davon aus, daß ungeachtet zunehmender Reformfeindlichkeit und ,Unre-
gierbarkeits'-Klagen der moderne Staat durch Zweckprogramme, also durch ,poli-
cies' im Sinne technischer Aufgabenerfüüung und planmäßiger Geseüschaftsgestal-
tung gekennzeichnet ist, die neben .politics' im Sinne von Prozessen der Konflikt¬
austragung und Machterhaltung treten.14 Unter dieser Voraussetzung sind uF ein
zentrales Problem staathchen Handelns.15 Unter der Perspektive der Wirksamkeit
und Legitimität intentionalen staathchen Handelns werden auch die theoretisch tri¬
vialeren Aspekte der uF, insbesondere ihre Kennzeichnung als .nicht-antizipiert' be¬
deutsam. Nur was antizipiert wird, kann in der Strategie des Handelns berücksich¬
tigt werden. Erkannte Kosten und Risiken können entweder kontrolüert und ver¬
mieden oder aber ausdrücklich in die ,bargaining'- und Konsensprozesse, die der
Wahl der Ziele und der Programmformuherung zugrundehegen, einbezogen werden.
Die Probleme der Folgenerkennung und Folgenberücksichtigung werden durch
zwei struktureüe Besonderheiten des Handelns staathcher Akteure verschärft: durch
das Fehlen institutioneller Begrenzung der Folgenzurechnung und durch die Ange¬
wiesenheit auf formaüsierten Regeln des Handelns.
Unbegrenzte Folgenzurechnung
Für den individueüen Aktor werden uF durch Regeln der Zurechnung entproblema-
tisiert. Er handelt in einer Sphäre legitimer Freiheit, die dadurch definiert ist, daß er
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nur einen begrenzten Bereich von Folgen bei der Beurteüung der Zulässigkeit seines
Handelns zu berücksichtigen hat und daß ihm diese Folgen nur bei Kenntnis (oder
Kennen-müssen) angelastet werden. Für die politische Zurechnung der Folgen staat¬
hchen Handelns gibt es dagegen keine formalen Schranken. Beispielsweise können
einem energiepolitischen Programm ökonomische, ökologische, verfassungspoliti¬
sche, ideologische Folgeprobleme im Prinzip (d.h. abgesehen von der unterschiedü-
chen Sanktionswirkung) gleichermaßen vorgehalten werden. Selbst soweit solche
Folgen nicht eindeutig einem bestimmten Programm zugeordnet werden können,
haftet der Staat insoweit für sie, als sie Handlungslasten in anderen ,policy areas'
erzeugen. Umfassende Zuständigkeiten staatüchen Handelns imphzieren daher um¬
fassende Zurechnung von Handlungsfolgen. Daraus resultiert ein unbegrenzter,
letztlich uneinlösbarer Bedarf an Folgenantizipation.16
Angewiesenheit aufformale Handlungsregeln
Welche Folgen antizipiert werden können, hängt vom Stand unseres Wissens oder
von der .Naivität' unserer sozio-technischen Theorien und der aus ihnen abgeleite¬
ten Handlungsregeln ab.17 Die Handlungskompetenz eines individuellen Aktors ist
aber durch Regeln, die in Zweck-Mittel- oder Kosten-Nutzen-Kalkülen enthalten
sind, nur unvollkommen umschrieben. Das erfolgreiche social engineering eines Leh¬
rers in der Klasse etwa beruht darauf, daß er in der Deutung der Situation, der Ein¬
schätzung von Folgen und der Bewertung der Ziele seiner Handlungen intuitiv eine
höhere Komplexität berücksichtigen kann, als er in formalen Regeln für diese Hand¬
lungen explizieren könnte.18 Der staathche Aktor hat im Rahmen von Zweckpro¬
grammen nicht in demselben Maße die Möglichkeit, Defizite formaler Handlungs¬
regeln durch Rückgriff auf intuitive Handlungsressourcen zu kompensieren. Ziele
und Strategien müssen explizit sein. Häufig werden auch die Handlungsträger selbst
erst nach Regeln konstituiert. Zwar gibt es auf der Ebene des Handelns von Organi¬
sationen ein Analogon zur Ergänzung rationaler Handlungsregeln durch individuelle
Interaktionskompetenz: nämüch die informeüen Prozesse der Koordination, Moti¬
vation und Kontrolle, die sich innerhalb formaler Strukturen herausbüden. Diese
Prozesse aber werden umso unwirksamer je mehr Programme räumlich und zeitlich
getrennte Akteure ohne aktuelle Kommunikation zu Handlungssystemen zusam¬
menfassen. Erfolgssicherheit des Handelns, darunter das Auftreten und die Verar¬
beitung von uF, hängt weitgehend aUein von der Adäquanz formaler Handlungsre¬
geln ab, und Naivitäten in den soziotechnischen VorsteUungen, auf denen die Re¬
geln beruhen, schlagen voll auf das Niveau des Handelns durch.19
3. Verwissenschaftlichung als Strategie der Folgenbewältigung
Zweckprogramme steUen sich als rationale Strategien der Problemverarbeitung dar
und müssen daher unter Berücksichtigung des in der GeseUschaft verfügbaren Wis¬
sens konzipiert werden. Vermeidbare Risiken müssen vermieden, günstigere Alterna¬
tiven dürfen nicht übersehen werden usw. Unter dieser Voraussetzung genügt:
schon die bloße Mögüchkeit, daß die institutionalisierte Wissenschaft das benötigte
Wissen liefern könnte, um ihre geregelte Einbeziehung in die Programmformuüe-
rong nahezulegen. Zumindest dient die wissenschafthche Beratung der .Beweissiche¬
rung', daß die mögliche Rationalität eingehalten worden ist. Aus ähnhchen Gründen
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ist der Versuch, das vorhandene poütikrelevante Wissen durch die Förderung der
Wissenschaft und die Einrichtung neuer Forschungsfelder zu erweitern, schon des¬
halb notwendig, weil er mögüch ist. Kein politischer Aktor kann es sich leisten,
Chancen der Rationalisierung des planenden Handelns auszuschlagen. Die Verschie¬
bung staatlichen Handelns in die Form von Zweckprogrammen und die Verwissen¬
schaftlichung der Politik sind stroktureü aufeinander bezogen. Allerdings ist Ver¬
wissenschaftlichung weder von garantiertem Erfolg noch für den poütischen Aktor
ohne Ambivalenzen.
Linearität wissenschaftlicher Handlungsmodelle
Die Erwartung, daß verwissenschaftüchtes Handeln dem traditioneüen und politi¬
schen Alltagshandeln an Voraussicht und KontroUe der Folgen überlegen sei, stützt
sich vor allem auf die Leistungen der Naturwissenschaften und ihrer Techniken.
Diese erreichen aber Sicherheit, Präzision und Effizienz durch eine radikale Begren¬
zung der zu berücksichtigenden Randbedingungen. Ihre Regeln haben weitreichende
ceteris-paribus-Klauseln, ihre Modelle gelten nur für einfache Verhältnisse. Das aUes
hindert erfolgreiche Anwendung nicht, sofern man die Ausgangsbedingungen kon¬
trollieren und die ferneren Folgen eines Technikeinsatzes selbst wieder technisch
begrenzen kann — z.B. durch physische Abschirmung einer Lärmqueüe oder der
Strahlung eines Reaktors. In den sozialen Dimensionen ist physische Abschirmung
unmöglich. Hier ist Handlungsrationalisierung nach dem Modeü naturwissenschaft-
hcher Technik ein zweifelhafter Gewinn. Sie erreicht Sicherheit im Detaü unter
Vernachlässigung von Komplexität und bewirkt eine Linearisierang des pohtischen
Handelns, die das Problem der nicht-intendierten Folgen eher verschärfen als lösen
wird.20 Zur Korrektur dieser Defizite hat daher eine verstärkte Nachfrage nach Er¬
kenntnissen von systemar orientierten Wissenschaften (z.B. der Ökologie) und vor
allem der Sozialwissenschaften eingesetzt.21
Aufklärung vs. Sozialtechnik
Mit der Wende zu den Sozialwissenschaften droht dem politischen Aktor nun aber
das umgekehrte Problem wie beim Rückgriff auf naturwissenschaftliche Techniken:
Statt Handlungssicherheit im Detail unter Verlust von Komplexität üefern sie ihm
eher Zuwachs an Komplexität ohne Erhöhung der Handlungssicherheit.
Das hegt zum Teü an der geringen technischen Leistungsfähigkeit der Sozialwis¬
senschaften in ihrem gegenwärtigen Entwicklungsstand. Deren Leistungen hegen
eher im Bereich der status-quo-Beschreibung und der nachträgüchen Analyse von
Programmen als in der Prognose von Handlungsfolgen und deren technischer Kon¬
trolle. Sofern, wie in den nutzentheoretischen Ansätzen, überhaupt strikte Gesetz¬
mäßigkeiten formuüert werden, sind sie häufig leer und daher unanwendbar, weü
die Randbedingungen nicht hinreichend bestimmt werden. ,Quasi-Gesetze' in Form
von Trendextrapolationen sind nur begrenzt verläßüch22. Für die Sozialwissen¬
schaftler mag es tröstlich sein, daß die Leistungen der Naturwissenschaften in wich¬
tigen Bereichen auch nicht viel besser sind — entgegen verbreiteten Vorsteüungen.
Der Erfolg dieser Wissenschaften bei der Beantwortung einfacher Fragen von der
Art „Wie kann man X tun?" steht in auffäUigem Kontrast zu ihren Schwierigkeiten,
komplexe Fragen von der Art zu lösen: „Was passiert, wenn man X in diesem oder
jenem Umfang tut?"23
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Zum Teü üegt die einseitige Erhöhung der Komplexität von Handlungsproble¬
men auch an einer grandsätzüchen Einstellung in den institutionaüsierten Diszipli¬
nen gegen die Funktionalisierung der Wissenschaft zum Lieferanten von Handlungs¬
techniken. Nicht Prognose und Technik sondern Kritik und Aufklärung sei das an¬
gemessene Erkenntnisziel.24 Diese Orientierung beeinflußt die Rezeption der poüti¬
schen Nachfrage nach Wissen. So wird beispielsweise die Nachfrage nach Techno¬
logy Assessment, die schon komplex genug ist, wenn sie ledigüch auf die wahr-
scheinüchen Auswirkungen einer Technologie bei gegebenen Wertpräferenzen ge¬
richtet ist, von den Sozialwissenschaftlern ausgeweitet auf eine normative Diskus¬
sion .wünschbarer Zukünfte' und auf eine Untersuchung der Gründe, warum die in
Frage stehende Technik überhaupt als Mittel zur Lösung von Problemen angesehen
wird. Damit wird der Schritt von der technischen Unterstützung staathchen Han¬
delns zur Kritik der Ziele und Randbedingungen dieses Handelns gemacht.25
Das Beispiel macht eine grundsätzliche Ambivalenz der Verwissenschaftüchung
deutlich: Der staathche Aktor kann die Chance wissenschaftücher Analyse seiner
Handlungsbereiche nicht nutzen, ohne sich zugleich den Lasten des Wissenszuwach¬
ses auszuliefern.
Nicht-Wissen als Handlungsressource
Mehr Wissen erweitert die Handlungsfähigkeit und Legitimität staatlichen Handelns,
indem es zusätzhche Optionen entdeckt, die Sicherheit der Mittelwahl erhöht, Ne¬
benfolgen berechenbar macht. Es hat aber auch den gegenteüigen Effekt. Es macht
zusätzhche Interdependenzen sichtbar und vermehrt die Randbedingungen, denen
eine vertretbare Entscheidung genügen muß. In Umkehrung des technokratischen
Arguments kann der Zuwachs an Information dazu führen, daß nicht eine bestimm¬
te Entscheidung als aüein richtig abzuleiten ist, sondern daß unter gegebenen Bedin¬
gungen (Wertvorstellungen, Machtverteüung) überhaupt keine Entscheidung mehr
als richtig zu verteidigen ist. Nicht nur Wissen, auch Nicht-Wissen ist also eine poü-
tische Handlungsressource. Allerdings muß auch dieses .verwissenschaftlicht' sein —
d.h. es muß mit der Autorität der institutionalisierten Wissenschaft konstatiert wer¬
den. Eine bislang wenig beachtete Funktion wissenschafthcher Politikberatung in
Hearings, Gutachten usw. dürfte darin bestehen, Nicht-Wissen festzustellen und auf
diese Weise poütische Handlungsspielräume zu erhalten.26 Nur kann es im Rahmen
rationaler Politikprozesse eine Strategie zur Erhaltung oder Erweiterung von Nicht-
Wissen nicht geben. Das Argument, daß mehr Information aües nur unnötig kompü-
ziert mache, läßt sich nicht vertreten.27 Möglich und unter den Legitimationsbedin¬
gungen für staatliches Handeln in Zweckprogrammen offenbar unvermeidhch ist
allem die Strategie ständiger Wissenserweiterung. Auch die absehbare Frustration,
über die Leistungen der Wissenschaft dürfte eher zu weiteren Investitionen in die
Entwicklung der Wissenschaft führen als zu einer Abkehr von dieser Strategie. Die
institutionalisierte Wissenschaft dürfte also in jedem Fall davon profitieren, daß mit
dem Übergang zu Zweckprogrammen unbeabsichtigte Folgen und die Knappheit
technischen Wissens zu Dauerproblemen des staatlichen Handelns geworden sind.
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